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Vorwort zur dritten Auflage

Vorwort zur dritten Auflage

Das vorliegende, nunmehr in dritter, aktualisierter und überarbeiteter Auflage erschienene 
Lehrbuch basiert auf dem ebenfalls beim VDP erschienenen Buch „Strafprozessrecht für 
Polizeibeamte“ von Holger Nimtz. Dieses haben die Autoren neu konzipiert und inhaltlich 
erweitert. Es deckt nun das gesamte Eingriffsrecht ab und orientiert sich dabei im Wesent-
lichen an der Rechtslage in Nordrhein-Westfalen. Das Buch stellt damit eine Arbeitshilfe 
für die Studierenden im Grund- und Hauptstudium im Studiengang Polizeivollzugsdienst 
der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung NRW dar. Doch auch darüber hinaus 
eignet es sich als Lehrbuch für jeden, der sich mit dem Eingriffsrecht und seinen repressiven 
und präventiven Ermächtigungsnormen befassen möchte.
Die Autoren haben den Band gezielt auf die Bedürfnisse der Studierenden zugeschnitten. 
Die Darstellung ist – nach allgemeinen Einführungen zum präventiven und zum repressiven 
Handlungsfeld der Polizei – nach eingriffsrechtlichen Maßnahmen gegliedert und bietet 
Prüfungsschemata, Definitionen und Beispielfälle sowie weiterführende Literaturhinweise. 
Dargestellt sind die Standardmaßnahmen der StPO und des PolG NRW, aber auch Grundzüge 
des Versammlungs-, Waffen- und Straßenverkehrsrechts.
Seit Erscheinen der zweiten Auflage haben sich sowohl in der StPO als auch im PolG NRW 
umfangreiche Änderungen ergeben, die in der Neuauflage berücksichtigt wurden. Das Kapi-
tel zum Versammlungsrecht wurde an das 2021 erlassene Versammlungsgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VersG NRW) angepasst. Neuere Rechtsprechung und Literatur wur-
den nachgetragen.
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit ist auf die durchgängige Verwendung beider Ge-
schlechter verzichtet worden. Die Verwendung männlicher Formen für personenbezogene 
Bezeichnungen bezieht sich in gleicher Weise auf die weiblichen Entsprechungen (und um-
gekehrt).  
Anregungen und kritische Hinweise nehmen die Autoren sehr gern entgegen. Dem Verlag 
Deutsche Polizeiliteratur danken wir herzlich für die Gelegenheit, das Werk nunmehr in 
dritter Auflage präsentieren zu können, und für die sorgfältige Betreuung und Lektorierung.

Köln, im  September 2024

Dr. Holger Nimtz                                                                           Univ.-Prof. Dr. Dr. Markus Thiel
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